Oberbürgermeister Andreas Starke bei der Vollsitzung des Stadtrats am Mittwoch, 28. Juli 2021 um 14.30 Uhr im Hegelsaal der Kongress- und Konzerthalle Bamberg
Sperrfrist: Ende der Rede

– Es gilt das gesprochene Wort –

Anrede,

seit mehr als ½ Jahr befassen wir uns öffentlich mit dem aktuellen nicht-öffentlichen Prüfbericht. Vieles musste dabei ausgesprochen werden, manches wurde aber interessengebunden akzentuiert. Ich habe von Anfang an keinen Zweifel daran aufkommen lassen, dass objektiv Fehler in der Personalverwaltung der Stadt Bamberg gemacht worden sind. Dafür habe ich mich auch entschuldigt, das wiederhole ich hier an erster Stelle. 

Die Bürgerschaft soll wissen, dass wir aufrichtig und selbstkritisch mit den Ursachen umgehen. Dabei ist es leider so, dass Versäumnisse und Fehler passieren, wenn Menschen handeln. Entscheidend ist der ehrliche und demütige und vor allem konstruktive Umgang damit. Es ist unsere feste Absicht, auch in Zukunft diesen Ansprüchen gerecht zu werden. 

I.

Zur Sache selbst und der Frage, welche Konsequenzen zu ziehen sind, komme ich gleich. Erlauben Sie mir jedoch einige persönliche Anmerkungen:


1.

Alle im Stadtrat wissen, dass wir es in unseren Rathäusern mit motivierten und gut ausgebildeten Menschen zu tun haben, denen das Wohl der Stadt Bamberg am Herzen liegt. Diese Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter erbringen wichtige Dienstleistungen, die für eine funktionierende Kommune unerlässlich sind. Leider fühlen sie aber auch, dass die Verwaltung nun in eine Art von Generalverdacht geraten ist. Das tut mir leid. Nach den bisherigen Erkenntnissen hat sich niemand bereichert. Stets wurde das Äquivalenzprinzip beachtet. Wenn es rechtliche Verstöße gegeben hat, müssen sie aufgearbeitet werden. Das geschieht auch. 

Auch wenn der politische Diskurs manchmal harte Formulierungen mit sich bringt, sollten wir stets daran denken, dass wir es mit Menschen zu tun haben, die hier arbeiten und guten Willens sind. Gemeinsam haben wir eine Fürsorgepflicht für all unsere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ich von dieser Stelle aus ansprechen will. Die letzten Monate waren nicht einfach und es ist gut zu wissen, dass die anfängliche Verunsicherung jetzt einem funktionierenden Verwaltungshandeln gewichen ist. Wir brauchen eine enge und konstruktive Zusammenarbeit zwischen dem Stadtrat, der Stadtverwaltung, der Personalvertretung und dem Oberbürgermeister. Jede Mitarbeiterin und jeder Mitarbeiter soll wissen, dass wir die individuelle Tätigkeit wertschätzen und alle können sich darauf verlassen, gerecht und fair behandelt zu werden. Ich will auch meinen Beitrag leisten, damit der Kontakt und der Austausch mit der Personalvertretung verbessert wird. Auch ich habe in diesem Zusammenhang manches unterschätzt und Fehler gemacht. Dafür entschuldige ich mich. 

2.

Als Oberbürgermeister der Stadt Bamberg und damit Chef der Verwaltung bin ich nun seit mehr als 16 Jahren im Amt. Ich übe diese Aufgabe unverändert mit großer Hingabe und ehrlicher Freude aus. Dabei geht es nicht nur um die Förderung einer erfolgreichen Stadtentwicklung oder die Bewältigung wichtiger politischer Herausforderungen für die Zukunft. 

Es geht auch – und das ist mir besonders wichtig – um den Zusammenhalt in unserer Stadtgesellschaft. Mit all meiner Kraft will ich weiterhin einen eigenen Beitrag dazu leisten, damit alle in unserer Stadt weiterhin gut leben und ihren persönlichen Lebensentwurf verwirklichen können. Ich will auch in Zukunft helfen, persönliche Anliegen aus der Bürgerschaft ernst zu nehmen und nach Lösungen zu suchen. Ohne dass man öffentlich darüber redet, ist es für viele Bürgerinnen und Bürger wichtig, sich mit ihren konkreten Anliegen an den Oberbürgermeister wenden zu können. Sei es bei der Suche nach einer geeigneten Wohnung, einem KiTa-Platz oder einer gesundheitlichen Belastung, weil der lärmende Straßenverkehr vor der eigenen Tür unerträglich geworden ist, um nur einige Beispiele zu nennen. Diese Empathie, diese soziale Nähe waren mir schon immer genauso wichtig wie die kommunalpolitische Agenda, die wir hier im Stadtrat regelmäßig bearbeiten. 

Dabei will ich nicht verschweigen, dass mich die Ereignisse der letzten Monate auch menschlich tief getroffen haben. Auch ich brauchte etwas Zeit, um die Situation zu bewältigen. Ich will ganz offen sein. Gut, dass die Wochen, die mich an die Grenzen meiner Leistungsfähigkeit geführt haben, hinter mir liegen. Die Bürgerschaft kann sich auf meine Tatkraft, meine Energie und meine unteränderte Freude am Amt verlassen. 
II.

Wie gelingt es nun, verlorenes Vertrauen zurückzugewinnen und neues Vertrauen zu schaffen? 

Das hat viel mit der Übernahme von Verantwortung zu tun. Das darf kein Lippenbekenntnis sein. Ich bin gewählt worden, um Verantwortung zu übernehmen. Das gilt für die positiven Ergebnisse genauso wie für das Negative. Nach meinem Verständnis von Verantwortung, muss der Sachverhalt genau aufgeklärt werden. Dazu ist schon vieles geschehen, ich werde darauf noch im einzelnen eingehen. 

Genauso wichtig ist die Verantwortung dafür, dass sich gemachte Fehler nicht wiederholen. Es muss unser gemeinsames Ziel sein, die Beanstandungen sorgfältig abzuarbeiten und dafür zu sorgen, dass die Ergebnisse künftiger Überprüfungen einwandfrei sein werden. Dies entspricht der Erwartungshaltung der Bürgerschaft genauso wie meinem eigenen Anspruch und auch dem des gesamten Bamberger Stadtrats. 

Doch ich sehe die Verantwortung in einem weiteren, einem dritten Bereich: Nämlich sicherzustellen, dass keine Vorverurteilungen von Entscheidungsträgern erfolgen und niemand aus der Stadtverwaltung öffentlich vorgeführt oder gar moralisch diskreditiert wird. 

Das gilt auch und vor allem für die Verantwortlichen aus dem Personalbereich. Solange keine endgültigen Feststellungen über ein mögliches persönliches, individuelles Fehlverhalten von einzelnen Personen vorliegen, stelle ich mich schützend vor alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Stadtverwaltung. Wir dürfen nicht zulassen, dass ein öffentliches Tribunal stattfindet und Vorverurteilungen an die Stelle von sachlicher Aufklärung treten.

III.

Konsequenzen müssen gezogen werden. Teilweise ist dies bereits geschehen, teilweise stehen sie an. Insoweit nehme ich auch Bezug auf den Antrag der Grünen vom 07.07.2021, wo nach dem Aufarbeitungsprozess und der Personalentwicklung gefragt wurde. Dazu: 

1.

Seit dem Jahr 2019 gibt es keine pauschalen Überstundenvergütungen mehr. 

2. 

Seit dem Frühjahr 2021 sind die wenigen Ausnahmen, die von der persönlichen Zeiterfassung ausgespart waren, aufgehoben worden. 

3.

Leistungsprämien bei Tarifbeschäftigten werden schon seit dem vergangenen Jahr nicht mehr bewilligt. Das ist auf Dauer aber nicht angemessen, weil es Anreize für außerordentliche und überdurchschnittliche Leistungen im Einzelfall geben sollte. Mit der neuen Personalvertretung werden wir dazu eine Dienstvereinbarung verhandeln. Ein transparentes Leistungsprinzip soll helfen, die Verwaltung noch effizienter zu machen. 
4.

Es war wichtig und richtig, eine überregionale Rechtsanwaltskanzlei ergebnisoffen mit der Prüfung von Regress- und Schadensersatzforderungen zu beauftragen. So wie vereinbart, erhalten alle Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses und Personalsenats in diesen Tagen ein Exemplar dieser nicht-öffentlichen Unterlage. Das Verfahren zur Finanzierung der Kanzlei war transparent. Ich verweise auf die Beschlüsse, die im Stadtrat dazu gefasst worden sind. 

5.

Wir haben mit der Regierung von Oberfranken als Rechtsaufsichtsbehörde eine regelmäßige und fristgebundene Berichterstattung über die weiteren Schritte vereinbart. Das Reporting ist monatlich organisiert. 

6.

Um die Zusammenarbeit zwischen der Stadtverwaltung und der Kommunalpolitik zu vertiefen, wurde bereits eine Zielfindungskommission ins Leben gerufen. Diese Zielfindungskommission hat ihre Tätigkeit aufgenommen. Personalentwicklung, Personalkostenkonsolidierung, Effizienzsteigerung und die Kommunikation müssen noch enger koordiniert werden. Was den Zeitplan der Personalentwicklung betrifft, hat diese Kommission ihre erste Sitzung hinter sich. Am 21.10.2021 erfolgt das nächste Treffen. Wie vereinbart, soll es dort zunächst um die Struktur des Personalreferats gehen. Auch danach wurde in dem Antrag vom 07.07.2021 gefragt. Diese Zielfindungskommission hat die weitere Aufgabe, eine Antwort zu erarbeiten, ob und wie mit steigenden Personalkosten umzugehen ist. Alle Fraktionen sind dort vertreten, so dass die Mitwirkung des gesamten Stadtrats gewährleistet ist. 

7.

Bei der Planung zu den anstehenden Haushaltsberatungen 2022 ist auf der einen Seite die Vorgabe der Regierung von Oberfranken zu beachten, die eine „sozialverträgliche“ Personalreduzierung anregt. Andererseits sind auch die Folgen der Feststellungen aus dem Prüfbericht zu den Überstunden und zu den Mehrarbeitsvergütungen beachtlich sowie die Anforderungen und Aufgaben an eine Verwaltung in einer wachsenden Stadt. Ich erwarte bald eine Auswertung, in welchem Umfang Überstunden im Jahr 2021 tatsächlich angefallen und geleistet sind. Dieses Spannungsfeld ist eine Herausforderung. Sowohl im Finanzreferat als auch im Personalreferat arbeitet man bereits daran, um dem Stadtrat rechtzeitig entsprechende Vorschläge zu machen. 

8.

Die Rolle des Rechnungsprüfungsausschusses ist zu stärken. Bereits in den letzten Monaten hat es gemeinsame und erfolgreiche Sitzungen zwischen dem Personalsenat und dem Rechnungsprüfungsausschuss gegeben. Das soll auch in Zukunft der Fall sein, um der Bedeutung des Prüfberichts gerecht zu werden. Wir wollen, dass der Rechnungsprüfungsausschuss und das Rechnungsprüfungsamt eng an die Personalentwicklung und dem Aufarbeitungsprozess eingebunden wird. 

In diesem Zusammenhang bedanke ich mich ausdrücklich bei der tatkräftigen Arbeit aller Mitglieder des Rechnungsprüfungsausschusses in den vergangenen Monaten. Liebe Kolleginnen und Kollegen, im Namen des gesamten Stadtrats sage ich herzlichen Dank. 

9.

Es wurde eine verwaltungsinterne Arbeitsgruppe eingerichtet, die jeden Einzelfall bearbeitet. Es sollen dabei nicht nur Rückforderungsansprüche untersucht werden. Es sollen auch etwaige Defizite bei den Begründungen für bewilligte Leistungsprämien nachgearbeitet werden, damit die beamtenrechtlichen Anforderungen erfüllt werden. Wir greifen mit dieser Vorgehensweise die Ausführungen der Rechtsanwaltskanzlei Gleiss/Lutz auf und stimmen das Vorgehen aktuell mit der Regierung von Oberfranken ab. Bis zur Beendigung der Sommerpause erwarte ich Klarheit in dieser Frage. 

10.

In diesem Zusammenhang ist die Feststellung wichtig, dass wir nicht nur auf die Hinweise im Prüfbericht reagiert haben. Ich habe schon im Dezember 2020 angeordnet, dass auch Sachverhalte untersucht werden, die im Prüfbericht gar nicht vorkommen. So konnten Sachverhalte aufgeklärt und auf den Tisch gelegt werden, die im Prüfbericht gar nicht thematisiert worden sind. Mit anderen Worten: Die Stadtverwaltung hat sich nicht auf den Prüfbericht beschränkt. Sie hat ohne Ansehen von Personen oder Zuständigkeiten aufgeklärt, um dem eigenen Anspruch nach Vollständigkeit, Transparenz und Offenheit gerecht zu werden.

11.

Im Personalamt wurden erste Reformen zur Personalorganisation und zur Administration der Mitarbeiterschaft unter der Leitung des neuen Personalamtsleiters schon umgesetzt. Weitere werden folgen. 

12.

Heute schlage ich Ihnen eine Änderung bei der Verteilung der Aufgabenbereiche bei den berufsmäßigen Stadträten vor:

Der zuständige Personalreferent soll von anderen Aufgaben entlastet werden, um sich künftig stärker dem „Aufgabenbereich: Personal“ widmen zu können. Dazu bitte ich schon jetzt um Zustimmung im nicht-öffentlichen Teil. Es hat sich nämlich gezeigt, dass die coronabedingten Aufgaben zugenommen haben. 

Der zuständige Referent sollte vom „Aufgabenbereich: Konversion“ befreit werden, um dann genügend Kapazitäten für Personal und Corona zu haben. Damit stärken wir jetzt die Führung des Personalreferats. 

IV.

Mit dieser Änderung bei den Aufgabenbereichen werfen wir einen Blick in die Zukunft. Dazu gehört auch die Beendigung des Strafverfahrens wegen eines objektiven Fehlers bei der Herausgabe von Adressdaten. Den Einspruch gegen den Strafbefehl habe ich zurückgenommen. Ein öffentlicher Gerichtstermin wäre für alle Beteiligten in der Stadtverwaltung belastend. Dies gilt nicht nur für mich, sondern auch für die betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Außerdem schadet es dem Image der Stadt Bamberg. All das verhindere ich durch diese Entscheidung. Ich habe übrigens bewusst zuerst die Bürgerschaft informiert und danach den Stadtrat, weil ich mein Mandat direkt von den Bamberger Bürgerinnen und Bürgern erhalten habe.

V.

Es ist mir wichtig, wieder die eigentlich relevanten Themen der Stadtpolitik in den Mittelpunkt der öffentlichen Diskussion zu bringen:

Zweifellos ist und bleibt der ICE-Bahnausbau das Top-Thema in dieser Legislaturperiode. Insbesondere müssen wir gemeinsam sicherstellen, dass mit einem klugen Baustellenmanagement eine Teilung der Stadt in Ost und West vermieden wird. Wie Sie wissen, die Bahn gehört zu den eher schwierigen Verhandlungspartnern und wir können nur bestehen, wenn Geschlossenheit und zielgerichtetes Handeln unsere gemeinsame Linie ist. Nur wenn wir dieses Gegengewicht organisieren, setzen wir am besten die Interessen der Stadt Bamberg durch. Das zeigen die Erfahrungen aus anderen Kommunen. 

Bei der Konversion richten wir unser Augenmerk in diesem Jahr auf den Erwerb und die Planung zum Muna-Gelände. Die Fläche des Ankerzentrums, die wir spätestens 2025 als Eigentümerin haben wollen, soll in einem Spitzengespräch, zu dem ich bereits eingeladen habe, vorbereitet werden. Auch hier ist vorgesehen, den Stadtrat und die Bürgerschaft eng einzubinden, um auf beiden Teilflächen die Stadtentwicklung positiv zu gestalten. 

Gut, dass wir vor wenigen Monaten eine Sondersitzung zum „Klima“ durchgeführt haben. Die letzten 2 Wochen haben eindringlich gezeigt, dass unsere Maßnahmen keine Lippenbekenntnisse bleiben dürfen, sondern in konkrete politische Maßnahmen übersetzt werden müssen. 

Es gilt, unsere begonnene und erfolgreiche KiTa-Offensive fortzusetzen. Die Pandemie hat deutlich gemacht, dass es nicht nur um die Vereinbarkeit von Familie und Beruf geht. Vielmehr sind die Kinderbetreuungseinrichtungen eine wichtige Voraussetzung, um das Kindeswohl zu fördern und negative Auswirkungen der Pandemie aufzufangen. 

Ein Schwerpunkt unserer kommunalpolitischen Agenda wird auch in Zukunft der Umgang mit der Corona-Pandemie sein. Das gilt sowohl organisatorisch in der Stadtverwaltung als auch für den Schutz der Gesundheit unserer Bürgerschaft. Der Stadtrat kann in den kommenden Monaten die gewonnene Vertrauensgrundlage zwischen der Stadt und dem Landkreis nutzen, um die Zusammenarbeit der beiden benachbarten Gebietskörperschaften auf vielen politischen Feldern zu fördern. 

Im Frühjahr haben wir dem Finanzsenat einen Plan für die Schulsanierungen vorgelegt. Dem Stadtrat kommt die wichtige Aufgabe zu, nicht nur die Bearbeitung dieses Konzepts konstruktiv zu begleiten, sondern auch die dafür erforderliche Finanzierung in den kommenden Haushaltsjahren sicherzustellen. Der Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung in den Grundschulen wird uns in dieser Legislaturperiode stark beschäftigen, weil die Umsetzung spätestens zum Schulbeginn 2026 verpflichtend ist. 

Bamberg ist eine wachsende Stadt. Deswegen müssen wir in der täglichen Stadtplanung und im Rahmen der Beratung zum neuen Flächennutzungsplan dafür sorgen, dass ausreichender Wohnraum für alle Bevölkerungsgruppen entwickelt wird. In Zeiten des Klimawandels kann es nicht die richtige Antwort sein, die Lücken im Innenstadtbereich und die grünen Oasen zu überplanen. Vielmehr müssen wir auch stadtplanerisch den Klimawandel begegnen durch die Reduzierung von versiegelten Flächen und neue Stadtteile dort andenken, wo dies ökologisch vertretbar ist. Noch in diesem Jahr müssen wir dazu eine Debatte führen. 

In wenigen Wochen steht der Satzungsbeschluss für den Bebauungsplan auf der Tagesordnung, der notwendig ist, um die zugesagte Brose-Vergrößerung zu realisieren. Der Wirtschaftsstandort Bamberg wird für eine überschaubare Zukunft äußerst positiv von dieser Entscheidung profitieren. Es ist deswegen unsere Verantwortung, die Rahmenbedingungen so zu gestalten, dass neue, zukunftsfähige Arbeitsplätze entstehen und weitere Gewerbesteuereinnahmen generiert werden, die wir benötigen, um auch unsere kulturellen und sozialen Aufgaben zu finanzieren. 

Heute Morgen war ich dabei, als der Spatenstich für das neue Bosch-Logistikzentrum im Hafen vorgenommen worden ist: Die dafür vorgesehene Standortentwicklung von Bosch mit der Forschung und Produktion zur Brennstoffzelle ist ein entscheidender Schritt zur Transformation der Automobilzuliefererindustrie und soll uns auch helfen, auf der Lagarde-Fläche die stationäre Anwendung der Brennstoffzelle ins Leben zu rufen. In den Fachsenaten müssen dazu künftig die kommunalen Unterstützungsmaßnahmen beschlossen werden. 

Es war ein großer Erfolg, dass wir zu den wenigen Kommunen gehören, die ausgewählt wurden, um am Programm „Smart City“ teilzunehmen: Die Fördergelder aus dem Programm geben uns die Möglichkeit, die Digitalisierung vieler Lebensbereiche gemeinsam mit der Universität Bamberg und anderen lokalen Akteuren konzentriert und strukturiert voranzutreiben. Die Verwaltung will den Stadtrat eng einbinden, um bürgernah und transparent die dazugehörigen Projekte zu gestalten. 

Dieser Stadtrat hat das Privileg und die wunderbare Aufgabe, das Welterbe zu schützen und zu bewahren. Deswegen müssen wir die begonnenen Projekte, wie z. B. die Sanierung der Klosteranlage St. Michael mit der Kirche sowie Schloss Geyerswörth, erfolgreich und fristgerecht abschließen. Zudem sind weitere Sanierungsprojekte in Planung, nämlich das neue Rathaus am Maxplatz, das alte Rathaus an der Oberen Brücke und die Kirche St. Getreu. Vor allem der Auszug sämtlicher Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus dem Rathaus am Maxplatz in Ausweichstandorte wird uns alle vor große Herausforderungen stellen. 

Räumlichkeiten für kulturelle Initiativen sind in unserer Stadt Mangelware. Das liegt auch daran, dass unser Kulturbereich immer vielfältiger und immer anspruchsvoller wird. Noch in dieser Legislaturperiode wollen wir im Stadtrat dafür sorgen, dass die Posthalle auf der Lagarde unter der Federführung der Stadtbau GmbH zu einem neuen Kulturzentrum wird. Das Marionetten-Theater erhält ein neues Zuhause im sanierten Teil von Schloss Geyerswörth. Eine Herkules-Aufgabe im Denkmalschutz wird die Sanierung und Nutzung des Anwesens Obere Sandstraße 20 sein, hier müssen wir in den nächsten Monaten eine Grundsatzdebatte führen, wohin die Reise gehen soll, zumal vor allem die junge Musiklandschaft das liebgewonnene Kellergeschoss auch in Zukunft für Musikveranstaltungen nutzen will. 

Unser strukturiertes Vorgehen bei der KiTa-Offensive soll uns als Vorbild dienen, um den Ausbau von altersgerechten Wohnformen zu fördern und neue Pflegeplätze zu schaffen. Im Stadtrat und in der Stadtverwaltung müssen wir aufgeschlossen sein, wenn in den nächsten Monaten dazu Initiativen angeboten und Träger ihre Bereitschaft zur Investition erklären. 

Die Frage, wie sich unser künftiges Leben nach der Pandemie organisieren lässt, wird besonders in der Innenstadt sichtbar werden. Bilden sich neue Strukturen bei den Gewerbetreibenden und Einzelhandelsgeschäften? Wie wollen die Bürger den öffentlichen Raum in der Innenstadt künftig nutzen? Welche Verkehrsbeziehungen sollen für welche Verkehrsträger an welchen Stellen angeboten werden? Hilfreich ist in diesem Zusammenhang die Ausschüttung aus dem Förderprogramm „Innenstädte beleben“, die uns ca. 2 Millionen Euro zur Verfügung stellt. Noch in diesem Jahr muss der Stadtrat eine Entscheidung darüber treffen, welche Projekte mit Priorisierung umgesetzt werden sollen. 

[bookmark: _GoBack]Ich lade alle Mitglieder des Stadtrats – ohne jede Ausnahme – dazu ein, Verantwortung für die Gestaltung des öffentlichen Lebens in unserer Stadt zu übernehmen und daran mitzuwirken. Unsere Konzentration muss dabei vor allem den zentralen Themen gelten, die ich gerade angesprochen habe. Ich möchte schließen mit dem Zitat des uns allen bekannten Schriftstellers Hans Wollschläger, der auf die Frage, wie man in Bamberg lebe, geantwortet hat: „Zum Glück“. 
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